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Richtlinie zur Gewährung von Zuwendungen für forstwirtschaftliche Vorhaben im Rahmen 
des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen Raums

(ForstELERIIIFöRL M-V)

AmtsBl. M-V 2025 S. 149

– Berichtigung –

Der Abschnitt Nummer 1.3 wird richtigerweise mit der Num-
mer „1.2“ versehen.

Schwerin, den 18. Februar 2025
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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen für ehrenamtliche 
Vorhaben aus Mitteln des Bürgerfonds

(Bürgerfondsförderrichtlinie – BFFöRL M-V)

Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Sport

Vom 18. Februar 2025 

VV Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 630 - 502

Das Ministerium für Soziales, Gesundheit und Sport erlässt im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und nach Anhörung des 
Landesrechnungshofes folgende Verwaltungsvorschrift:

1 Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage

1.1 Das Land Mecklenburg-Vorpommern gewährt aus Mit-
teln des Bürgerfonds Zuwendungen für die Umsetzung 
gemeinnütziger Vorhaben, die das Ehrenamt, die Ge-
meinschaft und den Zusammenhalt in Mecklenburg-Vor-
pommern erhalten und stärken.

1.2 Die Zuwendungen werden gewährt nach Maßgabe

a) dieser Verwaltungsvorschrift sowie

b) des § 44 der Landeshaushaltsordnung Mecklenburg-
Vorpommern (LHO) und der dazugehörigen Verwal-
tungsvorschriften (VV zu § 44 LHO).

1.3 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung einer 
Zuwendung besteht nicht. Vielmehr entscheidet die Be-
willigungsbehörde nach pflichtgemäßem Ermessen im 
Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel.

2 Gegenstand der Zuwendung

Zuwendungsfähig sind ehrenamtlich getragene, gemein-
nützige Vorhaben, die dem Zuwendungszweck in Num-
mer 1.1 und bei Vereinen zusätzlich dem Vereinszweck 
entsprechen. Hierzu zählen

a) Vorhaben der Kinder- und Jugendhilfe,

b) Vorhaben der Familienförderung,

c) Vorhaben zur Förderung im Sportbereich,

d) Vorhaben im Bereich der Gesundheitsprävention so-
wie

e) Vorhaben im Bereich der Tierpflege,

f) Vorhaben im Bereich des Klima- und Umweltschut-
zes und

g) Vorhaben zur Finanzierung von Veranstaltungen zur 
Stärkung des nachbarschaftlichen Zusammenhalts in 
den Buchstaben a bis c.

Gegenstand der Zuwendung ist auch die Unterstützung 
bei der Erbringung von Eigenmitteln für Vorhaben in den 
Bereichen in den Buchstaben a bis f.

3 Zuwendungsempfänger

Zuwendungsempfänger sind im Vereinsregister einge-
tragene Vereine mit Sitz in Mecklenburg-Vorpommern 
sowie solche mit Sitz außerhalb von Mecklenburg-Vor-
pommern, wenn diese das betreffende Vorhaben aus-
schließlich zum Wohle der Bürgerinnen und Bürger in 
Mecklenburg-Vorpommern zur Verfügung stellen. In 
Einzelfällen können natürliche Personen, sofern diese 
ihren Wohnsitz in Mecklenburg-Vorpommern haben, 
sowie juristische Personen des öffentlichen Rechts in 
Mecklenburg-Vorpommern Zuwendungsempfänger sein.

4 Zuwendungsvoraussetzungen

4.1 Mit dem Antrag auf Zuwendung muss ein Bekenntnis zur 
freiheitlich-demokratischen Grundordnung der Bundes-
republik Deutschland abgeben werden. Sofern es sich bei 
dem Antragsteller um eine juristische Person des öffent-
lichen Rechts handelt, entfällt die Abgabe des Bekennt-
nisses.

4.2 Eine Kumulierung mit anderen Zuwendungen ist zuläs-
sig, soweit dadurch keine Überkompensation eintritt oder 
soweit eine gleichzeitige Förderung in den Zuwendungs-
bereichen gemäß Nummer 2 Buchstaben a bis g durch 
andere Förderprogramme des Landes ausgeschlossen ist. 
Bei einer späteren Beantragung anderer Zuwendungen 
sind die im Rahmen dieses Programms erhaltenen Zu-
wendungen von dem Antragsteller anzugeben und die 
Beantragung ist der Bewilligungsbehörde anzuzeigen.

5 Zuwendungsart, Finanzierungsart und Umfang, 
Höhe der Zuwendung

5.1 Die Zuwendungen werden im Rahmen einer Projektför-
derung als Festbetragsfinanzierung in Form eines nicht 
rückzahlbaren Zuschusses in Höhe eines projektspezi-
fisch festgelegten Teilbetrages an den zuwendungsfähi-
gen Projektausgaben gewährt.

5.2 Die Höhe der Zuwendung ist auf maximal 50 000 Euro je 
Vorhaben nach Nummer 2 Buchstaben a bis f sowie auf 
maximal 2 500 Euro je Vorhaben nach Nummer 2 Buch-
stabe g begrenzt. Für besonders bedeutsame Vorhaben 
sind Ausnahmen zulässig.
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5.3 Zuwendungsfähig sind vorhabenbezogene Ausgaben

a) für Anschaffungen von Einrichtungsgegenständen, 
Instrumenten und Gebrauchsgegenständen, einschließ-
lich deren Lieferung,

b) für Baumaßnahmen bei Vorhaben nach Nummer 
2 Buchstaben a bis f an und in vom Verein genutz-
ten Gebäuden und Neubauten und Pflanzungen auf 
den von ihnen bewirtschafteten Grundstücken sowie 
Planungsleistungen und Gebrauchsabnahmen durch 
fachkompetente Personen,

c) für Personal zur projektbezogenen Durchführung 
von Vorhaben nach Nummer 2 Buchstabe a bis g.

5.4 Nicht zuwendungsfähig sind insbesondere

a) eigene Arbeitsleistungen des Zuwendungsempfän-
gers sowie

b) der Erwerb von Grundstücken.

6 Sonstige Zuwendungsbestimmungen

Die Dauer der zeitlichen Bindung (Zweckbindungsfrist) 
beträgt für Inventar, Instrumente und Gegenstände nach 
Nummer 5.3 Buchstabe a mit einem Wert ab 2 000 Euro 
(brutto) fünf Jahre sowie für Baumaßnahmen zehn Jahre. 
Der Zuwendungsempfänger ist mit dem Bescheid zu ver-
pfl ichten, entsprechende Erklärungen dazu abzugeben.

7 Verfahren

7.1 Antragsverfahren

7.1.1 Zuwendungen werden auf formgebundenen Antrag ge-
währt. Die dazu erforderlichen Formulare sind beim 
Landesamt für Gesundheit und Soziales sowie auf des-
sen Internetseite unter https://www.lagus.mv-regierung.
de/Foerderungen/MV/ abrufbar.

7.1.2 Mit dem Antrag sind folgende Unterlagen vorzulegen:

a) eine Projektbeschreibung,

b) Baupläne, sofern eine Zuwendung nach Nummer 5.3 
Buchstabe b erfolgt,

c) ein Ausgaben- und Finanzierungsplan sowie

d) ein Bekenntnis zur freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung der Bundesrepublik Deutschland, sofern der 
Zuwendungsempfänger keine juristische Person des 
öffentlichen Rechts ist.

7.1.3 Die Bewilligungsbehörde kann die Vorlage weiterer 
Unterlagen verlangen, soweit dies für die Entscheidung 
über die Bewilligung einer Zuwendung erforderlich ist.

7.2 Bewilligungsverfahren

7.2.1 Bewilligungsbehörde ist das Landesamt für Gesundheit 
und Soziales, Friedrich-Engels-Platz 5-8, 18055 Ros-
tock. Die Bewilligung der Zuwendung erfolgt durch 
schriftlichen Bescheid.

7.2.2 Für die Bewilligung ist die Reihenfolge des Antragsein-
gangs bei der Bewilligungsbehörde entscheidend.

7.2.3 Bei der Bewilligung soll eine regionale Ausgewogenheit 
in den Landkreisen und kreisfreien Städten des Landes 
nach Möglichkeit angestrebt werden.

7.3 Anforderungs- und Auszahlungsverfahren

Zuwendungen dürfen nur insoweit und nicht eher aus-
gezahlt werden, als sie voraussichtlich innerhalb von 
drei Monaten nach Auszahlung für fällige Zahlungen im 
Rahmen des Zuwendungszwecks benötigt werden (Vor-
schussprinzip). Die Auszahlung durch die Bewilligungs-
behörde kann in einer Summe oder in Teilbeträgen er-
folgen. Die Bewilligungsbehörde kann im Einzelfall die 
Vorlage weiterer Unterlagen, die Angaben zur Beurtei-
lung des Mittelbedarfs enthalten, verlangen, soweit dies 
zur Auszahlung erforderlich ist.

7.4 Verwendungsnachweisverfahren

Die Verwendung der Zuwendung ist der Bewilligungs-
behörde nachzuweisen. Die Bewilligungsbehörde behält 
sich vor, die Vorlage zusätzlicher Nachweisunterlagen zu 
verlangen.

7.5 Zu beachtende Vorschriften

Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zu-
wendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die gegebenenfalls erforderliche Aufhebung 
des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der ge-
währten Zuwendung gelten die VV zu § 44 LHO, soweit 
nicht in dieser Verwaltungsvorschrift Abweichungen zuge-
lassen sind, und das Landesverwaltungsverfahrensgesetz.

8 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verwaltungsvorschrift tritt am Tag nach der Ver-
öffentlichung in Kraft und am 30. September 2026 außer 
Kraft.
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Auff orderung zur Abgabe von Vorschlägen für die Berufung ehrenamtlicher Richterinnen 
und Richter der Arbeitsgerichtsbarkeit Mecklenburg-Vorpommern

Bekanntmachung des Präsidenten des Landesarbeitsgerichts

Vom 24. Februar 2025 – 7654-E1/2026–

Für das Landesarbeitsgericht Mecklenburg-Vorpommern,

das Arbeitsgericht Rostock,
das Arbeitsgericht Schwerin
 das Arbeitsgericht Stralsund mit 
den Kammern Neubrandenburg

sind für die Amtsperiode vom 1. Januar 2026 bis zum 31. De-
zember 2030 insgesamt 680 ehrenamtliche Richter und Richte-
rinnen neu zu berufen.

Hiervon entfallen 335 ehrenamtliche Richter und Richterinnen 
auf die Arbeitnehmer- und 345 ehrenamtliche Richter und Richte-
rinnen auf die Arbeitgeberseite.

Die im Gerichtsbezirk bestehenden Gewerkschaften, selbständi-
gen Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- und berufs-
politischer Zwecksetzung und Vereinigungen von Arbeitgebern 
sowie der Bund, das Land, die Gemeinden, die Gemeindeverbän-
de und andere Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öf-
fentlichen Rechts sind nach § 20 ArbGG berechtigt, Personen als 
ehrenamtliche Richter vorzuschlagen. Die vorschlagsberechtigten 
Gewerkschaften, Vereinigungen und Körperschaften werden auf-
gefordert,

bis zum 30. April 2025

Vorschläge für die Berufung ehrenamtlicher Richter für die Ar-
beitsgerichtsbarkeit zu unterbreiten.

Die Vereinigung der Unternehmensverbände Mecklenburg-Vor-
pommern unterbreitet die Vorschläge der Mitgliedsverbände. Der 
Deutsche Gewerkschaftsbund Bezirk Nord und der Deutsche Be-
amtenbund Landesbund Mecklenburg-Vorpommern unterbreiten 
die Vorschläge ihrer Mitgliedsgewerkschaften bzw. -verbände.

Soweit Beamte und Angestellte des Landes, der Landkreise und 
kreisfreien Städte, der Ämter, der Gemeinden und anderer Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, die 
der Aufsicht des Landes unterstehen, zu ehrenamtlichen Richtern 
der Arbeitsgerichtsbarkeit aus den Kreisen der Arbeitgeber vorge-

schlagen werden sollen, wird wegen der dienstlichen Vorausset-
zungen auf die Anordnung des Innenministers vom 9. November 
1992 – Amtsbl. M-V S. 1388 – hingewiesen.

Diese Vorschläge sind über das jeweilige Fachministerium bzw. 
den Kommunalen Arbeitgeberverband Mecklenburg-Vorpom-
mern zu unterbreiten.

Soweit Beamte und Angestellte des Bundes sowie Beschäftigte 
der Deutschen Bahn AG, der Deutschen Post AG, der Deutschen 
Telekom AG und der Deutschen Postbank AG zu ehrenamtlichen 
Richtern der Arbeitsgerichtsbarkeit aus Kreisen der Arbeitgeber 
vorgeschlagen werden sollen, wird wegen der dienstlichen Vor-
aussetzungen auf die Anordnung des Bundesministers des Innern 
vom 13. Juli 1995 – GMBl. 1995 S. 579 – hingewiesen. Diese 
Vorschläge sind über das Bundesministerium des Innern und für 
Heimat zu unterbreiten.

Auf die Bestimmungen über die Voraussetzungen für die Be-
rufung als ehrenamtlicher Richter/ehrenamtliche Richterin in 
§§ 21, 22 und 23 ArbGG und die Ablehnungsberechtigung in § 24 
ArbGG sowie auf die besonderen Voraussetzungen für die ehren-
amtlichen Richter des Landesarbeitsgerichts gemäß § 37 ArbGG 
wird hingewiesen.

Ebenso wird auf § 44a Abs. 1 S. 2 des Deutschen Richtergeset-
zes (DRiG) hingewiesen, wonach solche Personen nicht berufen 
werden sollen, die gegen Grundsätze der Menschlichkeit oder der 
Rechtsstaatlichkeit verstoßen haben oder wegen einer Tätigkeit 
für den Staatssicherheitsdienst der ehemaligen Deutschen Demo-
kratischen Republik für das Amt eines ehrenamtlichen Richters 
nicht geeignet sind.

Die Vorschläge sind zu richten an:

Der Präsident des Landesarbeitsgerichts
Mecklenburg-Vorpommern
August-Bebel-Straße 15
18055 Rostock
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Sitzung des Landeswahlausschusses in Vorbereitung der
Landratswahlen am 11. Mai 2025

Bekanntmachung des Landeswahlleiters

Vom 3. März 2025

Der Landeswahlausschuss entscheidet gemäß § 20 Absatz 5 in 
Verbindung mit § 10 Absatz 3 Landes- und Kommunalwahlge-
setz Mecklenburg-Vorpommern in öffentlicher Sitzung über Be-
schwerden gegen Entscheidungen bei der Zulassung oder Zurück-
weisung von Wahlvorschlägen der Kreiswahlausschüsse zur Wahl 
der Landrätin oder des Landrates

der Landkreise

Mecklenburgische Seenplatte,
Vorpommern-Rügen,
Vorpommern-Greifswald und
Ludwigslust-Parchim.

Bei vorliegenden Beschwerden findet die öffentliche Sitzung des 
Landeswahlausschusses statt am

3. April 2025, 10.30 Uhr
im Landesamt für innere Verwaltung
Lübecker Str. 289 in 19059 Schwerin

Haus A, Raum 136.
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